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Weniger Datenschutz, mehr Videoüber-
wachung: Mit einem Gesetz will Schwarz-Gelb 
die Möglichkeiten zur Überwachung von 
Beschäftigten ausweiten.

Vorsicht Kamera!

Ob bei der Telekom, den Handels-
ketten Lidl und Aldi Süd oder bei 
der Bahn – zahlreiche Datenskan-
dale in Unternehmen haben in den 
letzten Jahren gezeigt, wie Arbeit-
geber ihre Beschäftigten bespitzeln 
und ausforschen: heimliche Video-
überwachungen, Mitschneiden von 
Telefongesprächen sowie Kontrolle 
von E-Mail- und Internetnutzung 
am Arbeitsplatz. 
Geht es nach der Bundesregierung, wä-
ren etliche dieser Skandale künftig 
nicht mehr skandalös – einfach weil 
viele der Praktiken legal wären. Denn 
der schwarz-gelbe Gesetzentwurf zum 
Beschäftigtendatenschutz bringt vor 
allem eines: Freiraum für Arbeitgeber 
zur Überwachung ihrer Mitarbeiter. 

„Der Entwurf schafft in Wahrheit ein 
Arbeitnehmer-Ausforschungsgesetz 
und schränkt die Rechte der Beschäf-
tigten in unzumutbarer Weise ein“, 
kritisiert ver.di-Chef Frank Bsirske. Etli-
che betriebliche Datenskandale der 
vergangenen Jahre würden durch die-
sen Gesetzentwurf künftig legalisiert. 
Zwar wollen Union und FDP die heim-
liche Videoüberwachung am Arbeits-
platz verbieten. Gleichzeitig öffnen sie 
aber der offenen Videoüberwachung 
Tür und Tor. „Die offene Überwachung 
wird nach diesem Entwurf sogar noch 
ausgeweitet und soll präventiv und 
zeitlich unbegrenzt möglich sein. Das 
ist untragbar“, sagt SPD-Fraktionsvize 
Christine Lambrecht. 
Ob zur Wahrnehmung des Hausrechts, 
zum Schutz des Eigentums, zur Quali-
tätskontrolle, zur Abwehr von Gefah-
ren – fast immer ist die offene Video-
überwachung zulässig. Dabei heißt 

„offen“ nur: Der Arbeitgeber muss die 
Beschäftigten im Vorfeld darüber in-

formieren, dass Kameras angebracht 
sind – nicht aber, wo sie sich befinden. 

Datenerhebung bei Facebook
Zudem will die Bundesregierung mit 
ihrem Gesetzentwurf arbeitnehmer-
feindliche Praktiken der Datenerhe-
bung legalisieren. So soll die Samm-
lung öffentlich zugänglicher Daten, 
zum Beispiel aus sozialen Netzwerken 
wie Facebook, ohne Zustimmung des 
Arbeitnehmers oder Bewerbers mög-
lich sein. Auch Screening, das Durch-
leuchten des Daten- und Mailverkehrs 
der Beschäftigten zur Korruptionsbe-
kämpfung und zur Einhaltung von 
Unternehmens-Richtlinien will die 
Bundesregierung ermöglichen. 
Kein Wunder, dass das Gesetz bei den 
Gewerkschaften auf wenig Gegenliebe 
stößt. „Wenn es tatsächlich zu einer Be-
schlussfassung dieses Gesetzentwur-

fes kommt, ist das ein Freibrief für 
massive Eingriffe in die Grundrechte 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern“, sagt DGB-Chef Michael 
Sommer. Das Gesetz sei keine Verbes-
serung des Datenschutzes, sondern ei-
ne nicht hinnehmbare Verschlechte-
rung und ein Anschlag auf die 
Arbeitnehmerrechte. Sommer kündigt 
Widerstand an: „Das werden die Ge-
werkschaften nicht stillschweigend 

hinnehmen.“ Einen ersten Erfolg konn-
ten Gewerkschaften, SPD-Fraktion so-
wie die anderen Oppositionsfraktio-
nen mit ihren Protesten bereits 
verzeichnen: Die Regierung hat die 
Abstimmung über den Gesetzentwurf 
im Bundestag vorerst vertagt. Die SPD-
Bundestagsfraktion fordert die Koaliti-
on auf, ihn nunmehr endgültig dort 
hin zu befördern, wo er hingehört: in 
den Reißwolf. ■

Kameras dürften nach dem Willen von Schwarz-Gelb auch zukünftig die Beschäftigten in einem Unternehmen überwachen.

Datenquellen für Arbeitgeber im Internet

Monatliche Besucher von sozialen Netzwerken in Deutschland 
(erfasst im August 2012):

•  •  Facebook: 39,9 Mio.
•  •  Xing: 5 Mio.
•  •  Google+: 3,7 Mio.
•  •  StayFriends: 3,3 Mio.
•  •  wer-kennt-wen.de: 3,1 Mio.   QUELLE: MEEDIA/COMSCORE
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Die Krise in Europa ist eine Krise labiler Banken und ungezähmter Finanzmärkte.

Mitte Dezember 2012 hat der Bun-
desrat einen neuen Anlauf für ein 
NPD-Verbot beim Bundesverfas-
sungsgericht beschlossen. 
Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich 
dafür ein, dass sich auch Bundestag 
und Bundesregierung an dem Verbots-
verfahren beteiligen. „Der Bundestag 
sollte genauso geschlossen wie der 
Bundesrat gegen die NPD vorgehen und 
einen Verbotsantrag beim Bundesver-
fassungsgericht stellen“, sagt der Parla-
mentarische Geschäftsführer der SPD-
Fraktion Thomas Oppermann. Mit 
einem Antrag für ein NPD-Verbot ma-
chen die Sozialdemokraten deshalb 
jetzt im Bundestag Druck. Die Regie-
rungskoalitionen haben der Aufforde-
rung der SPD-Fraktion, sich gemeinsam 

auf ein Vorgehen zu einigen, eine Absa-
ge erteilt. Dort wartet man noch auf eine 
Entscheidung des Bundesinnenminis-
ters und der Kanzlerin. Zuletzt hatte 
sich Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble gegen einen Verbotsantrag 
der Bundesregierung ausgesprochen. 
Über dieses Zögern kann Thomas Opper-
mann nur mit dem Kopf schütteln. Es 
sei unerträglich, dass die Bundesregie-
rung noch nicht einmal Zuständigkei-
ten und Verfahren für das NPD-Verbot 
geklärt habe. Davon unabhängig müs-
se sich der Bundestag eine eigene Mei-
nung bilden. „Die SPD wird auf eine 
Debatte zum NPD-Verbot im Bundes-
tag bestehen. Spätestens dann wird 
auch die Bundesregierung die nächs-
ten Schritte darlegen müssen.“

Der Antrag der SPD-Fraktion sieht vor, 
dass dem Bundestag der Bericht der 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Prü-
fung eines neuen NPD-Verbotsverfah-
rens sowie die Materialsammlung des 
Verfassungsschutzes vorgelegt wer-
den. Der Innenausschuss soll nach 
Prüfung der Papiere eine Empfehlung 
für oder gegen einen Verbotsantrag 
aussprechen. Für Thomas Oppermann 
steht fest: Mit einem NPD-Verbot wä-
re viel gewonnen. Damit zerschlage 
man eine Organisation, die – mit Steu-
ermitteln finanziert – gegen wehrlose 
Menschen in Deutschland gewalttätig 
vorgehe. „Unsere Demokratie mag 
stark genug sein, eine verfassungs-
widrige NPD auszuhalten. Ihre Opfer 
sind es nicht.“ ■

NPD-Verbot: SPD-Fraktion macht Druck

2 // Aktuelles

für Bankenrisiken. Eine europäische 
Bankenaufsicht soll systemrelevante 
Banken kontrollieren und systemische 
Risiken bekämpfen. Es könne nicht 
sein, dass Banken ein Drohpotenzial 
besäßen, Staaten zu erpressen, frei 
nach dem Motto, scheitern wir, schei-
tert eure Volkswirtschaft, sagt Peer 
Steinbrück. Die Einführung europa-
weit harmonisierter Mindeststan-
dards für Einlagensicherungssysteme 
und eines einheitlichen Sanierungs- 
und Abwicklungsregimes für Kreditin-
stitute sind wichtige Bedingungen, 
um die Staatshaftung für den Banken-
sektor zu beenden. Denn im Gegensatz 
zur Merkel-Regierung lehnt die SPD 

Die Krise des Euroraums ist vor al-
lem auf eine Krise der Banken und 
der Finanzmärkte zurückzuführen. 
Der Finanzsektor hat Risiken ignoriert 
und übermäßig Kredite vergeben, die 
mit der Finanzkrise zu Kreditausfällen 
führten. Nachdem die Gewinne priva-
tisiert waren, wurden die Verluste sozi-
alisiert. „Die Folgen der Finanzkrise 
kosten mehr als Geld, sie kosten Ver-
trauen“, warnt Peer Steinbrück. 
Das Problem: Die Finanzmarktkrise
als Ursache der Staatsverschuldung 
kommt in der Analyse der Bundesre-
gierung schlichtweg nicht vor. Zu lan-
ge habe die Regierung Merkel so getan, 
als ginge es bei der Euro-Krise im We-
sentlichen nur um eine Verschuldungs-
krise einzelner Staaten, kritisiert Stein-
brück. „Die Krise in Europa ist aber 
maßgeblich nicht auf eine Verschul-
dungskrise zurückzuführen, sondern 
sie ist in weiten Teilen nach wie vor 
eine Krise labiler Banken und unge-
zähmter Finanzmärkte.“ 
Fest steht: Um die seit der Finanz-
marktkrise verlorene Stabilität in Euro-
pa zurückzugewinnen, die Rezession 
zu überwinden und die Staatsverschul-
dung auf Dauer zu senken, müssen die 
Ursachen der Krise, nicht nur ihre Sym-
ptome bekämpft werden. In einem ge-
meinsamen Antrag fordern die Frakti-
onen von SPD und Grünen deshalb 
einen Ausstieg aus der Staatshaftung 
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Gemeinsam gegen die Finanzmärkte: die Fraktionen von SPD und 
Grünen fordern in einem Antrag das Ende der Staatshaftung.

Öffentliche Haushalte vor 

Finanzmärkten schützen!

dauerhafte Hilfen des Euro-Rettungs-
schirms ESM für Krisen-Banken in der 
Eurozone ab.
Ziel von Sozialdemokraten und Grünen 
ist es, Zahlungsverkehr und private 
Kundeneinlagen abzusichern, die Fi-
nanzstabilität zu gewährleisten, das 
Erpressungspotenzial der Banken zu 
verringern und eine Trennung von 
Staats- und Bankenrisiken zu vollzie-
hen. Sowohl Steuerzahler als auch pri-
vate Kundeneinlagen sollen vor den 
Risiken einer Bankeninsolvenz ge-
schützt werden. Peer Steinbrück macht 
klar: „Wir brauchen endlich einen 
Schutz der öffentlichen Haushalte vor 
den Gefahren der Finanzmärkte.“ ■

Achtung Schwarz-Gelb!

Satte zehn Prozent hat die FDP 
bei den Landtagswahlen in Nie-
dersachsen von den CDU-Wäh-
lern geschenkt bekommen. Für 
Gesundheitsminister Daniel 
Bahr ist allerdings klar, dass es 
dafür gar keiner Leihstimmen 
von der CDU bedurfte. Mit der 
FDP sei es nämlich wie mit 
McDonald’s oder dem Dschun-
gelcamp: Keiner gibt zu, dass er 
es mag, aber alle wollen es.

Wir meinen: Die FDP ist wie 
das Dschungelcamp . . . danke 
Herr Bahr, wir hätten es nicht 
besser sagen können!

Angela Merkel spricht gerne da-
von, dass sie die erfolgreichste 
Bundesregierung aller Zeiten 
bzw. mindestens seit der Wieder-
vereinigung führt, nur der
Wähler scheint das irgendwie 
nicht mitzubekommen. Denn 
schon seit längerem ist so gut 
wie jede Wahl für Schwarz-Gelb 
vor allem eines: eine Abwahl. 
Mittlerweile gibt es nur noch in 
drei von sechzehn Bundeslän-
dern eine schwarz-gelbe Regie-
rung, was vor allem daran liegt, 
dass dort die Wahlen erst noch 
kommen.

Wir meinen: Wenn es so weiter 
geht, werden wir diese Rubrik 
wohl bald einstellen müssen.

Philipp Rösler und Rainer Brü-
derle sind nicht gerade beste 
Freunde. Noch kurz vor der 
Wahl in Niedersachsen hat
Rainer Brüderle seinen Partei-
vorsitzenden infrage gestellt. 
Den Job selber machen wollte er 
aber dann doch nicht. Das Er-
gebnis: Die FDP geht mit ihrem 
Traumpaar Rösler/Brüderle in 
den Bundestagswahlkampf.

Wir meinen: Ein angeschlage-
ner Parteichef und ein zaudern-
der Spitzenkandidat? Klingt 
nach einer guten Mischung!



Wohnen in Deutschland wird im-
mer teurer. Vor allem in den Bal-
lungszentren steigen die Mieten, 
bezahlbare Wohnungen werden 
knapp. Während die Bundesregie-
rung nichts tut, wollen die Sozialde-
mokraten die Mieter vor steigenden 
Preisen schützen.
In einem gemeinsamen Positionspa-
pier haben Frank-Walter Steinmeier, 
Peer Steinbrück und Stephan Weil The-
sen und Maßnahmen formuliert, die 
den Anstieg der Mietpreise begrenzen 
sollen und Investitionen in Wohnungs-
bau und energetische Sanierung voran-
bringen werden.
„Junge Familien finden vor allem in 
Großstädten kaum noch bezahlbaren 
Wohnraum. Das wollen wir ändern“, 
sagt SPD-Fraktionschef Frank-Walter 
Steinmeier. Der SPD gehe es vor allem 
darum, die von Schwarz-Gelb verscho-
bene Balance zwischen wirtschaft-
licher Vernunft und sozialer Gerechtig-
keit wieder herzustellen. „Die Bundes-
regierung verschärft mit ihrem skan-
dalös schlechten Mietrechtsänderungs-
gesetz die Lage. Damit sind Mietsteige-
rungen gang und gäbe,“ sagt Peer 
Steinbrück. Das Problem betreffe nicht 
nur Neu-, sondern auch Altmieter.
Das Konzept der Sozialdemokraten 
sieht daher eine Mietpreisbegrenzung 

nicht nur für Bestands-, sondern auch 
für Neukunden vor. „Bei Neuvermie-
tungen darf die Miete um nicht mehr 
als 10 Prozent über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete liegen“, heißt es in 
dem Papier. Bei Bestandsmieten sollen 
Mieterhöhungen auf maximal 15 Pro-
zent in vier Jahren begrenzt werden. 

Makler: Wer bestellt, der zahlt
Daneben wollen die Sozialdemokraten 
den sozialen Wohnungsbau konsequent 
fördern und die Maklergebühren neu re-
geln. Bisher werden Makler meist vom 
Vermieter bestellt, die Kosten aber müs-

sen zum Schluss die Mieter tragen. Künf-
tig soll hier gelten: Wer bestellt, der zahlt. 
Die SPD lege Antworten vor, wie man 
der Dramatik am Wohnungsmarkt ent-
gegentreten könne, sagt Peer Steinbrück. 
Rückenwind bekommen die Sozial-
demokraten vom Deutschen Mieter-
bund, dessen Direktor Lukas Sieben-
kotten die Vorschläge begrüßt. Die 
SPD-Vorschläge seien gut und richtig. 
„Sie greifen die heute tatsächlich exis-
tierenden Probleme auf den Wohnungs-
märkten auf und bieten konkrete Lö-
sungen, vor allem bei der Begrenzung 
der Neuvertragsmieten.“ ■

Liebe Leserinnen und Leser, 
mit dem sozialdemokratischen 
Wahlerfolg in Niedersachsen ha-
ben sich die Mehrheitsverhältnisse 
im Bundesrat zu Gunsten von Rot-
Grün verschoben. Das ist gut, 
denn damit eröffnen sich neue 
Gestaltungsspielräume, die wir 
verantwortungsbewusst nutzen 
werden, um wieder Bewegung in 
die politische Landschaft zu brin-
gen. Wir können nicht zulassen, 
dass bis zur Bundestagswahl im 
September weiter Stillstand 
herrscht, so wie es Schwarz-Gelb 
seit zwei Jahren zelebriert. Die 
Bundeskanzlerin zieht die europä-
ische Krise wie einen Vorhang 
über die gesamte Innenpolitik und 
versteckt dahinter den Dauerstreit 
und die Ideenlosigkeit in ihrem 
Kabinett. Die SPD wird die nächs-
ten Wochen nutzen, um über den 
Bundesrat zunächst zwei Initiati-
ven zu starten. Zum Einen werden 
wir alles daran setzen, das unsin-
nige Betreuungsgeld zu verhin-
dern. Es ist und bleibt eine 
bildungspolitische Katastrophe 
und es benachteiligt genau die 
Kinder, die am dringendsten früh-
kindliche Förderung benötigen 
würden. Zum Anderen werden wir 
mit unseren rot-grün-geführten 
Landesregierungen schon kurzfris-
tig einen Gesetzesentwurf in den 
Bundesrat einbringen, der endlich 
den flächendeckenden gesetzli-
chen Mindestlohn regelt. Die Men-
schen warten darauf. Ich bin 
gespannt, ob im Bundestag die Re-
gierungsmehrheit von Union und 
FDP in der Lage ist, eine solche Ini-
tiative nieder zu stimmen.
Die SPD wird in den nächsten Mo-
naten sehr deutlich machen, wo-
für sie steht: für die Überwindung 
der sozialen Spaltung, für bezahl-
bare Mieten in Ballungsräumen, 
für eine Solidarrente und für die 
stärkere Besteuerung von Spitzen-
verdienern. Dafür treten wir ein. 
Denn wir wollen mehr Gerechtig-
keit in diesem Land. ■

Editorial

von Frank-Walter Steinmeier, 
Vorsitzender der
SPD-Bundestagsfraktion

Vor allem in Großstädten werden bezahlbare Wohnungen knapp.

Geschätzte 150 Milliarden Euro ver-
liert Deutschland jedes Jahr an Steuer-
einnahmen, weil sich einige Wenige 
vor ihrer Steuerpfl icht drücken und 
ihr Geld ins Ausland schaffen.
Das entspricht 16 Prozent der gesam-
ten Steuereinnahmen. Steuergerech-
tigkeit aber heißt, dass die Besteuerung 
nach Leistungsfähigkeit erfolgt und 
dass starke Schultern mehr tragen als 
schwache. Steuerehrlichkeit stellt si-
cher, dass dieses Prinzip für alle gilt. 
Derzeit müssen sich die Ehrlichen aber 
wie die Dummen vorkommen. Denn 
sie sind es, die mit ihren Steuern die öf-
fentlichen Leistungen wie Bildung, Inf-
rastruktur oder die sozialen Siche-
rungssysteme finanzieren, von denen 
alle profitieren. 
Unter Federführung von Peer Stein-
brück haben die Sozialdemokraten 

jetzt einen klaren Fahrplan für mehr 
Steuergerechtigkeit in Deutschland 
und Europa vorgelegt. Die Vorschläge 
sehen eine bundesweite Steuerfahn-
dung und einen einheitlichen Steuer-
vollzug in den Ländern vor. Zudem 
droht Banken, die nicht mit den Finanz-
ämtern kooperieren und Steuerbetrug 
dulden oder sogar unterstützen, der Li-
zenzentzug. „Es geht darum, Steuerehr-
lichkeit zu schaffen“, sagt SPD-Frakti-
onschef Frank-Walter Steinmeier.

Schwarz-Gelb tut nichts
Das ist umso nötiger, da die Regierung 
Merkel bisher keinerlei Maßnahmen 
im Kampf gegen Steuerkriminalität er-
griffen hat. Im Gegenteil: Durch ein 
Steuerabkommen mit der Schweiz 
wollte Schwarz-Gelb den Steuerflücht-
lingen sogar einen Persilschein ausstel-

len. Das Abkommen hätte es ermög-
licht, dass deutsche Steuerhinterzieher 
ihr Schwarzgeld in der Schweiz günstig 
und anonym hätten legalisieren kön-
nen. 
„Es war kein Beitrag zur Herstellung 
von Steuergerechtigkeit, sondern die 
schlechte Grundlage einer Teilamnes-
tie für Steuersünder“, erklärt Frank-
Walter Steinmeier. Deshalb haben SPD 
und Grüne das Abkommen erfolgreich 
im Bundesrat blockiert. 
SPD-Fraktionsvize Joachim Poß stellt 
klar: „Nach dem Scheitern des völlig 
verkorksten Steuerabkommens der 
Bundesregierung mit der Schweiz muss 
der Druck auf die Schweiz und andere 
Staaten hoch gehalten werden, massi-
ve Steuerhinterziehung und Steuerkri-
minalität nicht mehr zuzulassen.“ ■

Schärfere Regeln für mehr Steuergerechtigkeit

 Mieten und Steuern // 3 
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Die Sozialdemokraten machen konkrete Vorschläge, um die Mietpreis-
spirale am Wohnungsmarkt zu stoppen.

SPD-Mietkonzept: Wohnungen 

müssen bezahlbar bleiben!



4 // Im Gespräch

schritt, weil sie die offene Video-
kontrolle weit über das heute zulässige 
Maß hinaus erweitert.

Was ist so schlimm an einer offenen 
Videoüberwachung?

Die Regierung täuscht vor, die Video-
kontrolle werde jetzt transparent und 
eingegrenzt. In Wahrheit müssen Ka-
meras nicht offen angebracht sein und 
der Arbeitgeber braucht bloß auf die 
Videoüberwachung an sich hinzuwei-
sen. Dadurch kann der Arbeitgeber oh-
ne konkreten Verdacht oder Anlass 
nahezu den gesamten Betrieb – außer 
auf der Toilette – permanent per Video 
überwachen. Diese Regierungsinitiati-
ve begünstigt die Entwicklung hin zu 

einem total überwachten Arbeitsleben, 
das von einem Klima ständigen Miss-
trauens beherrscht wird. 

Geht es nach der Bundesregierung, 
sollen Arbeitgeber das Recht be-
kommen, auf alle Daten eines Ar-
beitnehmers oder Bewerbers zugrei-
fen zu können, die öffentlich im 

Internet zugängig sind. Ist das nicht 
längst gängige Praxis?

CDU/CSU und FDP würden eine Praxis 
festschreiben, die zwar gängig ist, die 
Beschäftigte und Jobanwärter aber 
schutzlos stellt. Als allgemein zugäng-
lich im Internet gelten auch die für alle 
Mitglieder offenen Bereiche sozialer 

Netzwerke. Anbieter von sozialen 
Netzwerken wie etwa Facebook haben 
es mit in der Hand, das Öffentlichma-
chen von privaten Daten zu steuern. 
Darüber hinaus können es auch Dritte 
sein – beispielsweise Freunde von 
Freunden –, die die Daten ohne Kennt-
nis des Betroffenen öffentlich machen. 

Bewerber müssen nach dem Gesetz-
entwurf ihre Zustimmung erteilen, 
damit der Arbeitgeber Informatio-
nen über Dritte einholen kann. Wie 
beurteilst Du diese Regelung?

Sie ist praktisch nutzlos. Ein Bewerber 
wird sich in der Regel zur Einwilligung 
genötigt fühlen, weil ihm sonst unter-
stellt wird, er hätte etwas zu verbergen. 

Wenn der Entwurf nicht zu einem 
besseren Arbeitnehmerdatenschutz 
beiträgt, wem nutzt er dann? 

Profiteure sind die Arbeitgeber. Für sie 
will die Regierung im Endeffekt genau 
das erlauben, was bei Telekom und 
Bahn zum Skandal geführt hat. Aber 
Dauer-Beobachtung und Permanent-
Kontrolle dürfen kein Ersatz für verant-
wortungsvolle Personalführung und 
gute Arbeitsbedingungen sein.

Die Bundesregierung hat die Ab-
stimmung über den Entwurf im 
Bundestag jetzt erstmal vertagt, wie 
geht es weiter?

Der scharfe Gegenwind vor allem von 
Gewerkschaften und der SPD-Bundes-
tagsfraktion hat bereits gewirkt. Das 
Thema wurde erstmal vertagt. Das 
heißt aber nicht, dass der Vorschlag 
wirklich in der Tonne gelandet ist. Jetzt 
erwarte ich, dass die schwarz-gelbe Ko-
alition ihren Entwurf fallen lässt. Blei-
ben die Christlich-Liberalen uneinsich-
tig, werden wir alles daran setzen, dass 
der Bundesrat die Bremse zieht. ■

Lange ist nichts passiert, dann hat 
die Bundesregierung doch noch ei-
nen neuen Entwurf für ein Arbeit-
nehmerdatenschutzgesetz vorge-
legt. Anlass waren nicht zuletzt 
Datenschutzskandale wie der beim 
Discounter Lidl, bei dem Angestell-
te heimlich gefi lmt worden sind. 
Das soll jetzt ausdrücklich verboten 
werden, warum ist das kein Fort-
schritt?

Die heimliche Videoüberwachung ist 
grundsätzlich durch die Arbeitsgerich-
te verboten. Echter Fortschritt wäre 
gewesen, wenn die Regierung etwa für 
den Verstoß gegen das Verbot harte 
Strafen vorgesehen hätte. Hat sie aber 
nicht. Sie macht sogar einen Rück-

Die Bundesregierung erntet von allen Seiten Kritik für ihren Gesetz-
entwurf zum Beschäftigtendatenschutz. Die stellvertetende
SPD-Fraktionsvorsitzende Christine Lambrecht erklärt im Interview, 
warum das Gesetz ein großer Rückschritt wäre.
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»Eine Entwicklung hin zu

einem total überwachten 

Arbeitsleben«

„Heimliche Video-
überwachung
ist durch Gerichte 
grundsätzlich 
verboten“

„Die Regierung will 
das erlauben, was bei 
Telekom und Bahn 
zum Skandal geführt 
hat“

Warnt vor einem Klima des ständigen Misstrauens in den Betrieben: die stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Christine Lambrecht.



 

Lothar Schröder, Mitglied des 
ver.di-Bundesvorstandes, erklärt, 
warum der schwarz-gelbe Gesetz-
entwurf vom Tisch muss.

Im Jahre 2007 war ich selbst Opfer 
des Bespitzelungsskandals bei der 
Deutschen Telekom. Damals teilten 
Vertreter der Regierungskoalition 

meine Empörung über die Verlet-
zung von Persönlichkeitsrechten. 
Jetzt haben sie einen Gesetzentwurf 
auf den Tisch gelegt, der das, was sie 
bisher entrüstet hat, legalisieren 
würde. Das ist an Dreistigkeit nicht 
zu überbieten. Die Telekom hat aus 
den Fehlern gelernt. Die Wahrung 
der Persönlichkeitsrechte der Be-
schäftigten ist ihr heute wichtiger 
denn je – der Regierungskoalition 
offensichtlich nicht. 
Anders ist nicht zu erklären, dass Ar-
beitgeber zu Hilfssheriffs und Ar-
beitnehmer zu Freiwild werden sol-
len. Das vorliegende Gesetz ermutigt 
geradezu, den Überwachungsdruck 
auf abhängig Beschäftigte zu erhö-
hen und in bisher nicht erlaubtem 
und nicht zu rechtfertigendem Maß 
Arbeitnehmer zu bespitzeln. Dauer-

überwachungen in Callcentern,
Datenerhebungen in sozialen Netz-
werken, Screenings von Betriebs-
daten, um vermeintliche Pflicht-
verletzungen aufzudecken – die 
Möglichkeiten wären weit gestreut. 
Es soll keine erweiterten Mitbestim-
mungsrechte für Betriebsräte und 
Datenschutzbeauftragte geben, kei-
nen Immunitätsschutz, dafür Kon-
zernprivilegien der Datenweitergabe 
und die Möglichkeit, bei Arbeits-
platzwechseln im Betrieb ärztliche 
Untersuchungen anzuordnen. Die 
Sensibilität für den Arbeitnehmer-
datenschutz ist in vielen deutschen 
Betrieben höher als beim Gesetz-
geber. Dieser Gesetzentwurf muss 
vom Tisch ohne Wenn und Aber. 
Kein Gesetz wäre besser als dieses 
Gesetz. ■ 

Der schwarz-gelbe Entwurf für ein Beschäftigtendatenschutzgesetz ist 
eine Mogelpackung. Warum die SPD-Fraktion den Entwurf ablehnt.

Ein Gesetz für Arbeitgeber

nachgefragt

„Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung ist ein Arbeitnehmer-
überwachungsgesetz, kein 
Arbeitnehmerdatenschutz! Die 
SPD fordert klare Regeln gegen 
Überwachung, für das Grundrecht 
auf informationelle Selbst-
bestimmung.“ 
Josip Juratovic, MdB

„Der Gesetzentwurf regelt leider 
keinen Datenschutz, sondern 
höhlt ihn aus. Diese Klientelregie-
rung fördert mit ihrem Entwurf 
die Beschäftigten überwachung 
und setzt Angestellte den Bespit-
zelungsversuchen ihrer Arbeitge-
ber hilflos aus. Das ist untragbar 
und wird von uns abgelehnt.“ 
Angelika Krüger-Leißner, MdB

„Der Begriff Datenschutz ist völlig 
fehlplatziert, denn es geht genau 
nicht um den Schutz von Daten, 
sondern um deren weitgehende 
Freigabe. Die Regierung geht offen-
bar davon aus, dass Beschäftigte 
ihre Persönlichkeitsrechte an der 
Stechuhr abgeben.“
Anette Kramme, MdB

„Die geplanten Regelungen grei-
fen massiv in die Arbeitnehmer-
rechte ein und machen die 
Dauerüberwachung am Arbeits-
platz möglich. Die Bespitzelungs-
skandale der letzten Jahre würden 
legalisiert statt zukünftig verhin-
dert. Mit Arbeitnehmerdaten-
schutz hat diese Mogelpackung 
nichts zu tun. Der Gesetzentwurf 
ist schwarz-gelbe Klientelpolitik 
auf Kosten der über 40 Millionen 
Beschäftigten und gehört in die 
Tonne!“
Gabriele Hiller-Ohm, MdB

„Schwarz-Gelb geht es nicht um 
die Persönlichkeitsrechte der Be-
schäftigten, sondern um die wirt-
schaftlichen Interessen der 
Arbeitgeber. Es ist blanker Hohn, 
wenn mit einem Verbot der heim-
lichen Videoüberwachung ge-
protzt wird, Verstöße jedoch nicht 
bestraft werden und die ‚illegalen‘ 
Aufnahmen obendrein noch ge-
gen die Arbeitnehmer verwendet 
werden können.“
Katja Mast, MdB

Aus der Fraktion

Offene Videoüberwachung
Union und FDP wollen Unternehmen 
die offene Videoüberwachung erlau-
ben. Beschäftigte dürften dann zur 
Qualitätskontrolle, zur Wahrnehmung 
des Hausrechts, zur Zutrittskontrolle, 
zur Sicherheit der Beschäftigten, zum 
Schutz von Eigentum, zur Sicherung 
von Anlagen und zur Abwehr von Ge-
fahren für die Sicherheit des Betriebes 
überwacht werden. Nur in überwie-
gend privat genutzten Räumen wie Toi-
letten oder Umkleideräumen soll Vi-
deoüberwachung verboten sein. Dabei 
heißt „offen“ lediglich: Der Arbeitgeber 
muss die Beschäftigten nur darüber in-
formieren, dass Kameras angebracht 
sind – nicht aber, wo sie sich befinden. 
Die SPD-Bundestagsfraktion fordert 
das Verbot der Videoüberwachung zur 
Qualitätskontrolle. Auch der Schutz des 
Eigentums geht als Begründung zu 
weit. Ebenso sollen Arbeitgeber ihren 
Mitarbeitern Zeit, Ort und Zweck der 
Überwachung mitteilen. 

Datenerhebung im Internet
Daten, die im Internet öffentlich zu-
gänglich sind, sollen ohne Mitwirkung 
oder Zustimmung der Betroffenen 
durch Arbeitgeber erhoben werden 
können. Darunter fallen auch die offe-
nen Bereiche der sozialen Netzwerke 
wie Facebook oder Twitter. 
Die SPD-Fraktion lehnt eine generelle 
Datenerhebung insbesondere der im 
Internet verfügbaren Daten ab. Denn 
die Öffentlichkeitseinstellungen der 

sozialen Netzwerke ändern sich häufig. 
Zudem können Daten ohne Wissen der 
Betroffenen durch Dritte öffentlich ge-
macht werden.

Daten-Screening
Unternehmen dürften nach dem Ent-
wurf den Mail- und Internetverkehr 
ihrer Mitarbeiter durchleuchten – ohne 
konkreten Verdacht, zur Vorbeugung 
von Straftaten und zur Einhaltung von 
Unternehmensrichtlinien. 
Die SPD-Fraktion will einen Datenab-
gleich nur dann zulassen, wenn kon-
krete Hinweise auf Straftaten, vor al-
lem aus dem Bereich der Korruption, 
vorliegen. 

Fragerecht bei Bewerbern
Der Gesetzentwurf lässt offen, ob Ar-
beitgeber bei Vorstellungsgesprächen 
Fragen nach Schwangerschaft oder Be-
hinderung stellen dürfen oder nicht. 
Nach der Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts und des Europäischen 
Gerichtshofs sind diese Fragen jedoch 
gar nicht zulässig.

Callcenter-Regelung
Beschäftigte in Callcentern könnten 
nach dem schwarz-gelben Gesetzent-
wurf weiter einer Dauerüberwachung 
ausgesetzt werden. Vor allem für die 
Verhaltens- und Leistungskontrolle soll 
es dafür keine zeitliche Begrenzung 
 geben. Eine ständige Überwachung 
 bedeutet einen permanenten psychi-
schen Druck auf die Beschäftigten. 

 Deshalb ist sie nach aktueller Recht -
sprechung nicht zulässig und auch 
 verfassungswidrig. Eine Verhaltens-
kontrolle will die SPD-Bundestagsfrak-
tion nur dann zulassen, wenn es 
konkrete Anhaltspunkte für Fehlver-
halten gibt, die auch dokumentiert 
sind. 

Verarbeitung und Nutzung von
Daten der Beschäftigten
Die Bundesregierung will zulassen, 
dass Daten von Beschäftigten ohne 
Mitteilung an die Beschäftigten oder 
den Betriebsrat an Dritte übermittelt 
werden dürfen. Bei Datenmissbrauch 
durch Dritte könnte der Arbeitgeber 
nicht haftbar gemacht werden. Das ist 
mit der SPD-Fraktion nicht zu machen.

Datenerhebung von Beschäftigten
Wenn ein Mitarbeiter innerhalb des 
Unternehmens wechselt, sollen ärztli-
che Untersuchungen erlaubt werden. 
Und zwar ohne, dass es dafür einen 
sachlichen Rechtfertigungsgrund gibt. 
Die SPD-Bundestagsfraktion lehnt 
diese Regelung ab. 

Ortungssystem (GPS)
Hierzu fordert die SPD-Bundestagsfrak-
tion, dass klargestellt wird, dass Daten 
aus Ortungssystemen nicht zur Verhal-
tens- und Leistungskontrolle genutzt 
werden dürfen. Diese Einschränkung 
fehlt im Gesetzentwurf der Regierung. 
Doch gerade hier ergeben sich Spielräu-
me für den Missbrauch. ■
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6 // Arbeit und Wirtschaft
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„Die Spaltung auf dem Arbeits-
markt in Deutschland hat sich 
weiter verschärft. Bereits heute 
gibt es in bestimmten Regionen 
und Berufen einen Mangel an 
Fachkräften,“ sagt SPD-Fraktions-
vize Hubertus Heil. Nach einer
aktuellen Umfrage mussten in 
den vergangenen zwei Jahren
20 Prozent der kleinen, mittel-
ständischen und großen deutschen 
IT-Unternehmen schon einmal 
Aufträge ablehnen, weil ihnen 
qualifizierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter fehlten. Deshalb 
fordert die SPD-Fraktion die Ein-
richtung eines Rats für Fachkräf-
tesicherung. Die vorhandenen 
Potenziale für Arbeitskräfte müss-
ten in Zukunft besser ausge-
schöpft werden, sagt Heil. Dies sei 
Voraussetzung für Wirtschafts-
wachstum und die Zukunft unse-
res Landes. „Die Sicherung des 
Fachkräftebedarfs sollte Chef-
sache werden. Deshalb fordern 
wir einen Deutschen Rat für Fach-
kräftesicherung, der beim Bundes-
kanzleramt angesiedelt ist.“ ■

Altmaiers 

Schnellschüsse

Bundesumweltminister Altmaier 
will plötzlich gegen zu hohe 
Strompreise vorgehen. Das Pro-
blem: Er hat seine Vorschläge 
nicht mit seinem Kabinettskolle-
gen Philipp Rösler abgestimmt. 
SPD-Fraktionsvize Ulrich Kelber 
findet es erstaunlich, „dass Herr 
Altmaier erst jetzt bemerkt, dass 
die steigenden Strompreise zum 
sozialen und wirtschaftlichen
Risiko in Deutschland geworden 
sind.“ Denn er selbst trage zusam-
men mit Philipp Rösler die politi-
sche Verantwortung für diese 
Entwicklung. Kelber stellt klar: 
„Die Maßnahmen, die er jetzt vor-
schlägt, sind Schnellschüsse, die 
am Kern des Problems vorbei-
gehen.“ Notwendig wären Vor-
schläge, die den Ausbau der Netze 
beschleunigen und deren Verzah-
nung mit dem Ausbau der Erneu-
erbaren Energien sicherstellen. 
„Offensichtlich geht es Herrn Alt-
maier lediglich darum, den An-
schein von Handlungsfähigkeit zu 
erwecken.“ ■

Röslers Logik: Wachstum 

sinkt, Zuversicht steigt 

Meldungen

Der Jahreswirtschaftsbericht der 
Bundesregierung schwankt zwi-
schen Optimismus und Euphemis-
mus. Dabei beruht die Prognose auf 
der Annahme, dass es keine weitere 
negative Entwicklung in der Schul-
denkrise gibt. 
Aber auch wenn Deutschland besser da 
steht als viele seiner Nachbarn, wird 
sich eine schlechte wirtschaftliche Ent-
wicklungen früher oder später auf den 
Arbeitsmarkt auswirken, wenn keine 
Vorsorge getroffen wird. 
Als eine wichtige Maßnahme gegen 
drohende Arbeitslosigkeit hat sich be-
reits in der vergangenen Krise das kon-
junkturelle Kurzarbeitergeld erwiesen. 
Arbeitnehmer konnten ihre Arbeit be-
halten, Arbeitgeber nach der Krise un-

mittelbar wieder durchstarten, ohne 
Personal suchen zu müssen. Die Bun-
desregierung hat die Regelung jedoch 
Ende 2011 auslaufen lassen.

Jeder Arbeitsplatz zählt
„Die Kurzarbeit hat sich bewährt und 
dafür gesorgt, dass Deutschland besser 
als seine Nachbarn durch die Krise 
kam“, sagt die die arbeitsmarktpoliti-
sche Sprecherin der SPD-Bundestags-
fraktion Anette Kramme. In einem Ge-
setzantrag fordert die SPD-Fraktion 
deshalb, die Kurzarbeit als dauerhafte 
Regelung einzuführen. Sie soll kurzfris-
tig per Rechtsverordnung in Kraft ge-
setzt werden können. Das Kurzarbeiter-
geld kann bis zu 12 Monate von der 
Agentur für Arbeit geleistet werden. Es 

sei weiterhin notwendig, von der Wirt-
schaftskrise bedrohte Unternehmen 
und deren Belegschaften zu unterstüt-
zen und das dafür notwendige Instru-
mentarium vorzuhalten, heißt es in 
dem Antrag. Jeder Arbeitsplatz, der er-
halten und jedes Unternehmen, dessen 
Bestand gesichert werden kann, zähle.
„Wir schaffen damit keinen einzigen 
neuen Kurzarbeiter“, stellt Anette 
Kramme klar. „Wir wollen lediglich die 
Bedingungen dafür schaffen, dass im 
Krisenfall die Kurzarbeit schnell und 
unbürokratisch eingesetzt werden 
kann, ohne dass noch langwierige Ge-
setzesänderungen nötig sind.“ Dies sei 
keine Spiegelfechterei, sondern drin-
gend geboten. Für sie ist deshalb klar: 
„Wer klug ist, sorgt vor.“ ■

Kurzarbeitergeld beugt Arbeitslosigkeit vor

Die Bundesregierung korrigiert ihre Wachstumsprognose deutlich 
nach unten und redet sich die wirtschaftliche Entwicklung schön. 

Die Bundesregierung hat ihre 
Wachstumsprognose für 2013 um 
mehr als die Hälfte nach unten kor-
rigiert. Statt mit 1,0 Prozent Wachs-
tum rechnet sie nur noch mit
0,4 Prozent.
Für SPD-Fraktionsvize Hubertus Heil 
ein deutliches Zeichen dafür, dass die 
Krise in der Eurozone nun auch in 
Deutschland angekommen ist. „Der 
Jahreswirtschaftsbericht zeigt, die Kon-
junktur trübt sich massiv ein.“
Die Bundesregierung selbst sieht darin 
allerdings keinen Anlass zur Sorge, im 
Gegenteil: Den Optimismus lässt sich 
Schwarz-Gelb nicht so schnell verder-
ben. „Deutschland hält Wachstums-
kurs“ – so das offizielle Fazit zum 
Jahreswirtschaftsbericht. Auch Wirt-
schaftsminister Philipp Rösler spricht 
von einem „absolut positiven Ausblick“ 
und hat „allen Grund zur Zuversicht“. 
„Beschönigend, widersprüchlich und 
lückenhaft“ nennt dagegen der wirt-
schaftspolitische Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion Wolfgang Tiefen-
see die Aussagen Röslers. Sie belegten, 
dass die Bundesregierung wieder ein-
mal abwarte, statt zu handeln.
Klar ist: Die Rezession im Euroraum 
zieht Deutschland runter. Der deutsche 
Asien- und USA-Export ist noch im 
Plus. Die Wirtschaft aber ist verunsi-
chert, die Manager sind pessimistisch 
und die Betriebe halten ihr Geld zurück. 
Eine Modernisierung der Arbeitsplätze 

findet nicht statt, mit allen Risiken, die 
das für die kommenden Jahre in einem 
scharfen internationalen Wettbewerb 
bedeutet.

Gegenmaßnahmen: keine
Besonders beim Thema Energie werde 
die Planlosigkeit dieser Bundesregie-
rung deutlich, sagt Wolfgang Tiefen-
see. Hier setzte sie die Versorgungssi-
cherheit aufs Spiel und treibe die 
Energiepreise für Private und Unter-
nehmen in die Höhe. „Die Bundesre-
gierung hat kein Konzept, übernimmt 
keine Koordination, fördert nicht die 
Kooperation. So wird die Energiewen-
de nicht gelingen.“

Hinzu kommt, dass die Weltbank laut ih-
rem aktuellem Wirtschaftsausblick erst 
für die Zeit ab 2014 wieder mit einem 
positiven Wachstum in der Euro-Zone 
rechnet. Maßnahmen der Bundesregie-
rung, um die Risiken abzufedern: keine. 
Die Regierung Merkel verweigere sich 
weiterhin der wirtschaftlichen Realität 
in Deutschland und Europa betont Hu-
bertus Heil. Deutschland aber brauche 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht einen 
Politikwechsel. „Wir brauchen faire 
Löhne, um der sozialen Spaltung in 
Deutschland entgegenzuwirken und 
die Kaufkraft zu stärken. Unser Land 
braucht mehr Investitionen in Bildung, 
Forschung und Infrastruktur.“ ■

Die Krise in der Eurozone macht sich auch in Deutschland bemerkbar. 

Rat für Fachkräfte-

sicherung



SPD-Fraktion sucht den 

Dialog: Vor Ort und im Netz
Die SPD-Fraktion setzt ihren Zukunftsdialog fort – mit Veranstaltungen 
in den Bundesländern und einer Beteiligungsplattform im Internet. 

Mit ihrem Projekt Zukunft sind die So-
zialdemokraten in den Jahren 2011 
und 2012 der Frage nachgegangen, 
„wie wir im Jahr 2020 leben wollen“. 
Dabei haben sie im Dialog mit Verbän-
den, Gewerkschaften und Bürgern tief 
in die Gesellschaft hineingehorcht. 
Herausgekommen ist das Programm 
„Deutschland 2020“, mit dem die SPD-
Fraktion Konzepte für eine moderne 
Gesellschaftspolitik vorgelegt hat. 
Politik in der Demokratie aber bedeutet 
fortwährenden Dialog. Deshalb wird 
die SPD-Bundestagsfraktion ihren Zu-
kunftsdialog auch im Jahr 2013 auf un-
terschiedliche Weise fortsetzen. Ge-
meinsam mit den SPD-Fraktionen in 
den Bundesländern wird es in den 
nächsten Monaten Zukunftsforen zu 
verschiedenen Themen geben. Hier 
diskutieren SPD-Fachpolitiker aus Bund 
und Ländern mit Vertretern von Ver-
bänden, Gewerkschaften, Unterneh-
men und der Öffentlichkeit. Den An-
fang machen das „Zukunftsforum 
Industrie“ am 15.02.2013 in Stuttgart, 
das „Zukunftsforum Kreativpakt“ am 
04.03. in München und das „Zukunfts-
forum Demografischer Wandel“ am 
16.03. in Bremen. Im Laufe des Jahres 

werden weitere Zukunftsforen in den 
Bundesländern folgen. 

Bürgerbeteiligung online
Aber damit nicht genug: Auch online 
setzt die SPD-Fraktion auf neue Wege 
der Bürgerbeteiligung und möchte ge-
meinsam mit den Bürgern zukunftsfä-
hige politische Konzepte erarbeiten. 
Auf der Beteiligungsplattform debat-
ten.spdfraktion.de können sich Inter-

essierte ab sofort wieder mit Ihren 
Ideen daran beteiligen. In der ersten 
Debattenphase geht es um Vorschläge 
für eine moderne Geschlechter- und 
Gleichstellungspolitik. Gemeinsam soll 
daraus eine schlüssige Politik erarbei-
tet werden, die endlich Chancengleich-
heit in allen gesellschaftlichen Berei-
chen herstellt und es ermöglicht, 
zwischen verschiedenen Lebensmodel-
len frei zu wählen. ■

SPD-Fraktion fragt mit ihrem Zukunftsdialog nach der Gesellschaft von morgen.

Die schwarz-gelbe Koalition hat es 
erneut versäumt, endlich ihre Ver-
einbarung im Koalitionsvertrag 
zur steuerlichen Gleichbehand-
lung von gleichgeschlechtlichen 
Partnerschaften beim Ehegatten-
splitting umzusetzen.
Die FDP-Abgeordneten fallen hin-
ter ihr eigenes Wahlprogramm 
zurück, in dem sie die völlige 
Gleichstellung von homosexuel-
len Lebenspartnerschaften ver-
sprochen hatten. Und auch viele 
Unionsabgeordnete handeln 
damit gegen ihre eigene Überzeu-
gung. SPD und Grüne hatten im 
Vermittlungsausschuss von 
Bundestag und Bundesrat einen 
Kompromiss erreicht, der homo-
sexuelle Lebenspartnerschaften 
mit heterosexuellen Ehepaaren 
gleichgestellt hätte. Doch diese 
Empfehlung ignoriert Schwarz-
Gelb. Im Laufe dieses Jahres wird 
das Bundesverfassungsgericht 
über die steuerliche Gleichstel-
lung homosexueller Lebenspart-
nerschaften entscheiden. Es ist 
davon auszugehen, dass das Ge-
richt erneut zu Gunsten der 
Gleichbehandlung von Lesben 
und Schwulen entscheiden wird. 
Die SPD-Fraktion wird sich weiter-
hin für die steuerliche Gleichstel-
lung, die Öffnung der Ehe und das 
Adoptionsrecht von gleichge-
schlechtlichen Paaren einsetzen. ■

Meldungen

Politik von gestern

50 Jahre deutsch-
französische Freundschaft

Zum fünfzigjährigen Jubiläum des Elysée-Vetrags kamen die Abgeordneten der Assem-

blée Nationale und des Deutschen Bundestages zu einer Sondersitzung zusammen. 

Frank-Walter Steinmeier nannte die Zusammenkunft ein „Fest der Freundschaft“. Er erin-

nerte an 150 Jahre, in denen französische und deutsche Genossinnen und Genossen ver-

trauensvoll miteinander arbeiten. Das Bild zeigt Steinmeier mit Bruno le Roux, dem 

Fraktionsvorsitzenden der Sozialisten in der französischen Nationalversammlung.

Der Rat der Europäischen Finanzmi-
nister hat dem Plan von elf 
Mitgliedstaaten zugestimmt, eine 
Finanztransaktionssteuer einzu-
führen. 
Die Initiative der SPD-Fraktion wird da-
mit bis 2014 umgesetzt. Elf Mitglieds-
länder werden im kommenden Jahr 
eine Finanztransaktionssteuer umset-
zen. Diesem Vorhaben stimmten nun 
auch die restlichen Finanzminister der 
EU zu, womit einer inhaltlichen Ausar-
beitung nichts mehr im Weg steht. Ne-
ben Deutschland und Frankreich pla-
nen auch Belgien, Österreich, Portugal, 
Slowenien, Griechenland, Italien, Spa-
nien, Slowakei und Estland die Einfüh-
rung der Abgabe. Als mögliches zwölf-
tes Land sind die Niederlande im 
Gespräch.
In einer gemeinsamen Erklärung lob-
ten der Stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende der Parti Socialiste Pierre-

Alain Mulet und Carsten Sieling, 
zuständiger Berichterstatter der SPD-
Fraktion, die erfolgreiche Zusammen-
arbeit zwischen den Parteien. Gemein-
sam habe man die Abgabe durch eine 
länderübergreifende Initiative auf den 
Weg gebracht. Jetzt müsse aber der Fo-
kus zusammen mit der Kommission 
auf den genauen Inhalt gelegt werden. 
Man nehme dabei die französische Re-
gierung und die Bundesregierung in 
die Pflicht. „Es ist vor allem eine Frage 
des politischen Willens, ob die rechtli-
chen Voraussetzungen für die Einfüh-
rung der Finanztransaktionssteuer be-
reits Ende des Jahres 2013 geschaffen 
sind", so Mulet und Sieling in ihrer Er-
klärung. In den kommenden Verhand-
lungen wird über die zu besteuernden 
Transaktionen und die Verwendung 
entschieden. Eine Umsetzung der Fi-
nanztransaktionssteuer wird für 2014 
erwartet. ■

Dank SPD und PS: Die Finanz-
transaktionssteuer kommt!

 Zukunftsdialog // 7 
FO

TO
S:

 A
N

D
R

EA
S 

A
M

A
N

N
; 

SP
D

-B
U

N
D

ES
TA

G
SF

R
A

K
TI

O
N



8 // Im Fokus

Ein neues Kindergeld soll für eine gerechtere Verteilung sorgen.

Neues Kindergeld bringt mehr

Gerechtigkeit

Die SPD-Fraktion hat gemeinsam mit 
dem SPD-Parteivorstand ein Konzept 
für ein neues Kindergeld beschlossen. 
Aktuell bekommen Eltern mit hohem 
Einkommen wegen der kinderbezoge-
nen Steuerfreibeträge mehr Geld als 
Eltern mit einem normalen oder gerin-
gen Einkommen durch das Kindergeld 
erhalten. Spitzenverdiener werden 
durch die Steuerfreibeträge um 100 Eu-
ro pro Monat mehr entlastet, als durch 
das Kindergeld von 184 Euro für das 
erste und zweite Kind. Das findet nicht 
nur die Bevölkerung mehrheitlich un-
gerecht. Auch Gewerkschaften und 
Verbände üben daran Kritik.

Mehr Kindergeld bei niedrigem 
Einkommen

„Wir machen Schluss mit der Besserstel-
lung von Familien mit hohen Einkom-
men und unterstützen dafür stärker all 
die Familien, die mit geringen Einkom-
men auskommen müssen“, erklärt 
SPD-Fraktionsvizin Dagmar Ziegler das 
neue Kindergeld der SPD. 
Die SPD-Bundestagsfraktion will den 
Freibetrag für Betreuung, Erziehung 
oder Ausbildung abschaffen. Dann be-
kommen auch Spitzenverdiener nicht 
mehr als das Kindergeld in Höhe von 
184 Euro für das erste und zweite Kind. 
Das betrifft Familien mit zwei Kindern 
ab einem zu versteuernden Jahresein-
kommen in Höhe von 70.000 Euro.
Für das neue Kindergeld wollen die So-
zialdemokraten den bestehenden Kin-
derzuschlag mit dem Kindergeld zu ei-
ner Leistung zusammenführen. Sie soll 
nach dem Einkommen gestaffelt wer-
den, so dass Familien mit niedrigen 
und mittleren Einkommen (bis 3000 
Euro brutto) mehr Geld bekommen. Sie 
erhalten ein erhöhtes Kindergeld, das 
maximal 324 Euro pro Kind beträgt 
(für das erste und zweite Kind) oder so-
gar mehr bei allen weiteren Kindern. 
Zum Beispiel würden Eltern mit zwei 
Kindern, von denen ein Elternteil Voll-
zeit und der andere Teil halbtags arbei-
tet und die gemeinsam 2500 Euro brut-
to verdienen, 88 Euro mehr pro Monat 

in der Tasche haben. Alle anderen Fa-
milien erhalten weiterhin das aktuelle 
Kindergeld in Höhe von 184 Euro für 
die ersten beiden Kinder, 190 Euro für 
das dritte und 215 für jedes weitere 
Kind. 
Der schwarz-gelben Regierung wirft 
Dagmar Ziegler vor, Familien mit klei-
nen Einkommen nicht im Blick zu ha-
ben. Die Koaltion habe nichts getan, 
um mit dieser zum Himmel schreien-
den Ungerechtigkeit Schluss zu ma-
chen. „Im Gegenteil, sie hat 2010 die 
kindbezogenen Freibeträge stärker er-
höht, als verfassungsrechtlich geboten 
war, und hat damit verschuldet, dass 
die Schere zwischen Oben und Unten 
noch weiter auseinander klafft.“

Maßnahmenbündel für Familien
Für die meisten Familien werde sich 
durch das neue Kindergeld nichts än-
dern, betont Ziegler. 
Insgesamt wollen SPD-Bundestags-
fraktion und SPD-Parteivorstand mit 
einem Bündel an Maßnahmen Famili-
en stärken und dafür sorgen, dass sie 
ihren Unterhalt aus eigener Kraft be-
streiten können. Dazu gehört neben 

dem neuen Kindergeld und dem flä-
chendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohn vor allem der Ausbau von Ganz-
tagsbetreuung und Ganztagsschulen. 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat dazu 
einen Ausbauplan bis 2020 aufgestellt, 
dessen Ziel es ist, einen Rechts-
anspruch auf Ganztagsangebote ein-
zuführen. ■

Vorgestellt

Dr. Rolf Mützenich

Dr. Eva Högl

Mehr Geld für diejenigen, die es wirklich brauchen: das Kindergeld soll gerechter werden.

// Die Sozialdemokraten 

haben ein neues Konzept für 

das Kindergeld vorgelegt. 

Profitieren sollen vor allem 

Familien mit geringem 

 Einkommen. //
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Termine 

14.02. Analphabetismus in 
Deutschland, Bonn

18.02. Die Handlungsfähigkeit 
der Kommunen erhalten, 
 Dortmund 

19.02. Chancen und Risiken 
 eines NPD-Verbotsverfahrens, 
Berlin

27.02. Was erwarten Frauen von 
der SPD-Bundestagsfraktion?, 
Berlin

Weitere Termine:
www.spdfraktion.de
www.facebook.com/
spdbundestagsfraktion

„Europa ist ein Modell für die 
ganze Welt – das zeigt sich auch 
und gerade in der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise“, sagt Eva 
Högl. An ihrer Vorstellung eines 
sozialen Europas kann sie als 
Mitglied des Europausschuss im 
Bundestag intensiv mitarbeiten. 
Ein besonderes Anliegen ist es 
ihr, die Vorzüge der EU in ihrem 
Wahlkreis Berlin-Mitte erfahr-
bar zu machen. „Gerade in un-
serem Bezirk profitieren wir 
von zahlreichen Projekten, in 
Verkehr, Bildung oder Kultur, 
die von der Europäischen Union 
gefördert werden.“ Für die SPD-
Fraktion ist die promovierte
Juristin zudem als Obfrau im 
NSU-Untersuchungsausschuss 
tätig und ist Sprecherin der da-
zugehörigen Arbeitsgruppe. ■

„Abrüstung und Friedenssiche-
rung" – das sind die Themen, 
die Rolf Mützenich als Schwer-
punkte seiner Arbeit bezeich-
net. Als außenpolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion und 
als Mitglied des Auswärtigen 
Ausschusses möchte er die er-
folgreiche Außen- und Sicher-
heitspolitik der SPD fortsetzen: 
„Von Willy Brandts Entspan-
nungspolitik bis hin zu Gerhard 
Schröders Nein zum Irakkrieg. 
Diese Politik hat Deutschlands 
Ansehen in der Welt vermehrt. 
Darauf können wir stolz sein,“ 
sagt Mützenich. Der promo-
vierte Politologe ist seit 2002 
stets als direkt gewählter
Abgeordneter des Wahlkreises 
Köln III in den Bundestag ein-
gezogen. ■


